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Die Große Koalition
hat nach lang -
wierigen Debatten
im Juni grünes Licht
für einen Börsengang
der Bahn gegeben.
Demnach sollen 
24,9 Prozent der 
DB Mobility 
Logistics AG 
(DB ML), die als 
Holding der Ver-
kehrsgesellschaften
und des Dienst -
leistungsbereichs
fungiert, an Investo-
ren verkauft werden. 
Die Mehrheit ver-
bleibt beim Bund.

F
ür die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA steht fest,
dass der Wachstumskurs
des Bahnkonzerns auch
ohne die von der Großen

Koalition beschlossene Teil -
kapitalprivatisierung fortgesetzt
werden könnte. Allerdings 
müss te in diesem Falle der Bund
als alleiniger Eigentümer die 
finan zielle Basis des Konzerns
verbreitern. 

Dies ist eine zwingende Voraus-
setzung für den Erhalt der Zu-
kunftsfähigkeit der DB AG.
Denn ohne zusätzliches Geld
würde die Bahn AG sehr schnell
Marktanteile auf dem offenen
deutschen Verkehrsmarkt verlie-
ren. Aber auch die erfolgreiche
Teilnahme am Wettbewerb auf
den zunehmend liberalisierten
europäischen Märkten wäre
kaum möglich.

Eine Kapitalspritze aus dem
Bundeshaushalt haben die Re-
gierungsparteien jedoch abge-
lehnt. Der Bund soll nicht wei-
ter belastet werden. Aus Sicht

der Verkehrsgewerkschaft 
GDBA ist die Teilkapitalprivati-
sierung somit nicht die beste Lö-
sung. Der gefundene Koalitions-
kompromiss sichert jedoch den
nötigen Geldzufluss für die
Bahn AG und das System Schie-
ne.
Aufgrund ihres Infrastrukturbe-
zuges und der großen Bedeu-
tung des Schienenverkehrs für
die Versorgung von Wirtschaft
und Bevölkerung mit umwelt-
freundlich produzierten Ver-
kehrsleistungen ist und bleibt
die Deutsche Bahn AG kein Un-
ternehmen wie jedes andere.
Von ausschlaggebender Bedeu-
tung für die Fortsetzung einer auf
Nachhaltigkeit ausgelegten
Wirtschafts-, Verkehrs- und So-
zialpolitik in Deutschland ist fol-
gerichtig die Auswahl geeigne-
ter Investoren. 
Das politische Ziel, mehr Ver-
kehr auf die Schiene zu bringen,
darf durch die Investorenaus-
wahl des Bundes nicht in Frage
gestellt werden!
Neue Miteigentümer können
über ihre Beteiligung Einfluss
auf die Verkehrsgestaltung in-
nerhalb Deutschlands, darüber
hinaus aber auch in Europa und
in Ländern außerhalb unseres
Kontinents erlangen. Dabei
müssen die Investorenziele
nicht zwingend mit denen der
Bundesrepublik Deutschland
kollidieren. Dennoch besteht
die Möglichkeit einer Einfluss -
nahme, die letztendlich den ge-
samtstaatlichen Zielen wider-
spricht.
Es ist Pflicht und Aufgabe der Po-
litik, die Wahrscheinlichkeit ei-
ner derartigen Fehlentwicklung
zu minimieren oder gar auszu-
schließen. Die Investorenaus-
wahl ist auf deutscher Seite dem-
entsprechend streng zu handha-

ben. Herkunft und Unterneh-
menstraditionen des Investors,
dessen Eigentümerstruktur und
in besonderem Maße die Erfah-
rungswerte Dritter, und hierbei
insbesondere der Belegschaf-
ten, sind wichtige Hinweise und
Anhaltspunkte für die Beurtei-
lung eines Kandidaten. 

Die Verkehrsgewerkschaft 
GDBA hat drei Politikbereiche
identifiziert und – dementspre-
chend gegliedert – Beurtei-
lungskriterien formuliert, die für
die Überprüfung der Eignung in-
teressierter Investoren von aus-
schlaggebender Bedeutung
sind.

Wirtschafts- 
und Außenpolitik
Die Investoren dürfen mit ihrem
Engagement in Deutschland
keine externen wirtschafts- und
außenpolitischen Ziele verfol-
gen.

Die Wahrscheinlichkeit einer
unerwünschten Einflussnahme
steigt bei Unternehmen, die di-
rekt oder indirekt von Regierun-
gen bzw. Einrichtungen anderer
Staaten beherrscht werden oder
in deren Abhängigkeit stehen.
Hierbei spielen Rolle und Be-
deutung im wirtschafts- und
außenpolitischen Gefüge sowie
die Größe des Herkunftslandes
keinesfalls eine untergeordnete
Rolle. Aber auch das Demokra-
tie- und Rechtsstaatsverständnis
lassen in diesen Fällen Rück-
schlüsse auf mögliche über das
bloße betriebswirtschaftliche
Interesse hinaus gehende Ab-
sichten eines derartigen Inve-
stors zu. 

Eine deutlich höhere Zahlungs-
bereitschaft für die zum Verkauf
stehenden Anteile können ein
Indiz dafür sein, dass der Inves -
tor beabsichtigt, politisch Ein-

fluss zu nehmen und dement-
sprechend bereit ist, einen at-
traktiveren Preis, der einen „po-
litischen Aufschlag“ umfasst, zu
zahlen. Worin liegt der „Reiz“
einer derartigen Strategie? Die
Doppelrolle des Bundes zum ei-
nen als Hauptaktionär des größ-
ten deutschen Mobilitätsanbie-
ters und zum anderen als poli-
tische Gestaltungskraft könnte
außenpolitisch ambitionierte In-
vestoren veranlassen, Zustim-
mungen oder Unterlassungen
innerhalb der DB ML mit extern
erwünschtem politischen Wohl-
verhalten des Bundes in ande-
ren Bereichen zu verknüpfen.
Die Bundesrepublik Deutsch-
land wäre fortan erpressbar.

Verkehrspolitik
Die Investoren müssen sich mit
dem politischen Ziel „Mehr Ver-
kehr auf die Schiene“ identifi-
zieren.

Ohne Frage weist die deutsche
Verkehrspolitik noch immer
Mängel auf. Die Benachteili-
gung der Schiene im Wettbe-
werb sowie die unzureichende
Förderung des Ausbaus der
Schieneninfrastruktur stellen in
diesem Zusammenhang die
zentralen Kritikpunkte dar. 

Nichtsdestotrotz ist die Mehr-
heitsbeteiligung des Bundes am
größten Schienenverkehrsunter-
nehmen in Deutschland eine
Voraussetzung für den Erhalt ei-
nes ausreichenden Schienen-
verkehrsangebotes. Zudem ge-
winnt auch auf europäischer
Ebene der politische Wunsch
nach Verkehrsverlagerung auf
die Schiene zunehmend an Ge-
wicht. Die Auswahl künftiger In-
vestoren an der DB ML darf die-
sen gesamtstaatlichen Zielen
nicht entgegenstehen. Dazu
zählt in besonderem Maße das

GDBA-Forderung

Nur seriöse Investoren 
dürfen zum Zuge kommen!



unternehmerische Interesse
künftiger Miteigentümer an ei-
nem Ausbau des Schienenver-
kehrs, das im Zweifelsfalle
durch zurückliegende (ähnli-
che) Aktivitäten des Investors im
In- und Ausland zu belegen ist. 

Anteilseigner mit ausschließli-
cher Fixierung auf Rendite- und
Rentabilitätsaspekte bergen zu-
dem erhebliches Konfliktpoten-
tial, das möglicherweise den
Staat gerade mit Blick auf Ziele
der Daseinsvorsorge mittelfristig
zu (Kompensations-)Zahlungen,
die nicht den Kunden, sondern
einzig und allein den Anteils-
eignern zu Gute kommen, ver-
anlassen könnte. Denkbar wäre
das Erzeugen von Druck auf das
Management, Schienenver-
kehrsverbindungen zu strei-
chen, an deren Erhalt jedoch ein
öffentliches Interesse besteht. 

Investoren, deren Beteiligungs-
Engagement erfahrungsgemäß
auf Erzielung höchster Rendi-
ten und/oder den kurz- bis mit-
telfristigen Verkauf erworbener
Anteile ausgerichtet ist, sind
vom Auswahlverfahren auszu-
schließen.

Personalpolitik
Investoren müssen die in
Deutschland geltenden Gesetze
und Regeln der Tarifautonomie,
Mitbestimmung und Sozialpart-
nerschaft anerkennen.

Unternehmen, die als arbeit-
nehmer- und gewerkschafts-
feindlich gelten und durch ihren
rigorosen Umgang mit Beleg-
schaften international traurige
Bekanntheit erlangt haben, sind
vom Auswahlverfahren auszu-
schließen. Aber gerade auch die
eher unbekannten Interessenten
sind hinsichtlich ihrer Unter-
nehmenskultur und Personalpo-
litik einer strengen Überprüfung
zu unterziehen. Dabei ist auf Er-
fahrungswerte Dritter (Beleg-
schaften, Gewerkschaften, Wis-
senschaft, Nicht-Regierungsor-
ganisationen (NGOs)) unbe-
dingt zurückzugreifen. 

Produktivität und Erfolg des in
Teilen zu veräußernden Unter-
nehmens hängen in hohem Ma-
ße von der Einsatzbereitschaft

der Beschäftigten ab. Nach den
erheblichen Anforderungen an
die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Deutschen Bahn AG
im Zuge der ersten beiden Pri-
vatisierungsstufen haben die Be-
legschaften im Bereich der DB
ML ein Recht auf Konsolidie-
rung und Fortentwicklung der
bestehenden Strukturen. Dabei
stehen eine gerechte Bezahlung
und sichere Arbeitsplätze im
Mittelpunkt.

Die mangelnde Bereitschaft zur
Umsetzung einer sozialpartner-
schaftlichen Personalpolitik,
muss als Hinweis auf ein feh-
lendes Interesse an einem län-
gerfristigen Engagement be-
trachtet werden.

Fragwürdiges
Serviceentgelt
Der Bundesvorsitzende der
Verkehrsgewerkschaft 
GDBA, Klaus-Dieter Hom-
mel, hat Bahn-Chef Mehdorn
aufgefordert, die Einführung
eines Serviceentgeltes noch
einmal zu überdenken. Die
DB AG will beim Kauf von
Fahrkarten in einem Reise-
zentrum künftig einen Zu-
schlag von 2,50 Euro erhe-
ben. 

Abwanderung von  
Kunden befürchtet
„Wir befürchten eine Abwan-
derung von Kunden, die aus
Kostengründen nicht mehr
beraten werden wollen, ob-
schon sie dies eigentlich wün-
schen“, so Hommel. Folge
wäre eine weitere Hinwen-
dung zum Automatenverkauf
und zum Verkauf über das In-
ternet – verbunden mit einer
Verschlechterung des Servi-
ces und weiterer Kundenver-
luste. 

Die GDBA wird eine hieraus
resultierende Einsparungen
von Personal in den Reise-
zentren nicht aktzeptieren, so
Klaus-Dieter Hommel. Inso-
fern müsse diese Entschei-
dung noch einmal überdacht
werden.


